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Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Rente wegen Erwerbsminderung

Sachverständigenbeweis
psychiatrisches
Sachverständigengutachten
Dolmetscher
Familienangehörige
Anwesenheit eines Dritten bei der
Exploration und Ananmeseerhebung
Verwertbarkeit des Gutachtens

Leitsätze 1. Familienangehörige eines Versicherten
sind als Dolmetscher während der
Begutachtung grundsätzlich ungeeignet.
Das gilt ausnahmsweise dann nicht, wenn
es lediglich um den bloßen Austausch
solcher Informationen geht, bei denen
ihrer Natur nach eine Verfälschung von
vornherein ausscheidet (hier verneint).

2. Ein psychiatrisches
Sachverständigengutachten, bei dessen
Exploration und Anamneseerhebung
Dritte anwesend und beteiligt waren, ist
nicht von vornherein unverwertbar. Von
einer Unverwertbarkeit ist nur
auszugehen, wenn Anhaltspunkte
ersichtlich sind, dass durch die
Anwesenheit des Dritten das
Untersuchungsergebnis verfälscht worden
ist (hier bejaht).

Normenkette SGB VI § 43
SGG § 109 

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 R 372/17
Datum 25.05.2020
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2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 149/20
Datum 12.07.2021

3. Instanz

Datum -

I.Â Â  Â Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden
vom 25. Mai 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren keine
Kosten zu erstatten.

III.Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die WeitergewÃ¤hrung von Rente wegen
Erwerbsminderung.

Der 1962 geborene KlÃ¤ger, italienischer StaatsangehÃ¶riger, hÃ¤lt sich seit dem
22. Mai 1997 in der Bundesrepublik Deutschland auf. Seinen ursprÃ¼nglichen
Angaben zufolge hat er in seinem Herkunftsland keine Ausbildung absolviert. In
Deutschland war der KlÃ¤ger zuletzt langjÃ¤hrig als Pflasterer und Gartenarbeiter
im StraÃ�en- und Landschaftsbau tÃ¤tig.Â 

Am 14. Januar 2014 erlitt der KlÃ¤ger eine Subarachnoidalblutung rechts mit
nahezu vollstÃ¤ndig blutgefÃ¼llter Cisterna ambiens mit Ventrikeleinbruch bei CT-
angiografisch nachgewiesenem groÃ�em, lÃ¤ngsovalem Arteria communicas
anterior Aneurysma. Er befand sich vom 14. Januar 2014 bis 3. Februar 2014 in der
Neurochirurgischen Abteilung der Dr. Horst Schmidt Kliniken (HSK) Wiesbaden, vom
3. Februar 2014 bis 22. April 2014 in stationÃ¤rer Behandlung zur neurologischen
Rehabilitation der Phase B sowie anschlieÃ�end bis zum 15. Mai 2014 in der Phase
C der Median Klinik NRZ Wiesbaden, in der er sodann aufgrund seines Antrags vom
13. Mai 2014 in der Zeit vom 27. Mai 2014 bis 11. Juli 2014 ganztÃ¤gig ambulant
rehabilitiert wurde. Laut Entlassungsbericht vom 15. Juli 2014 wurde der KlÃ¤ger
aus dieser RehabilitationsmaÃ�nahme ausgehend von den Diagnosen

Subarachnoidalblutung, von sonstigen intrakraniellen Arterien ausgehend
Hemiparese und Hemiplegie, nicht nÃ¤her bezeichnet
Neurologischer Neglect
Leichte kognitive StÃ¶rung
Thrombose, Phlebitis und Thrombophlebitis sonstiger tiefer GefÃ¤Ã�e der unteren
ExtremitÃ¤ten

mit einem LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von sechs
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Stunden und mehr fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche Arbeiten mit EinschrÃ¤nkungen an die
geistige/psychische Belastbarkeit sowie den Bewegungs- und Haltungsapparat
betreffend entlassen. Als Pflasterer und Gartenarbeiter sei der KlÃ¤ger nur noch
unter drei Stunden arbeitstÃ¤glich erwerbsfÃ¤hig. Unter den durchgefÃ¼hrten
ambulanten Therapien sei mit einer weiteren Zustandsverbesserung zu rechnen,
weshalb eine Nachbeurteilung der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit in drei bis vier
Monaten empfohlen werde.Â 

Nachdem anlÃ¤sslich einer Kontrolluntersuchung sechs Monate nach der
Intervention eine Coilkompaktierung festgestellt worden war, musste sich der
KlÃ¤ger am 19. November 2014 einer erneuten Intervention unterziehen, die
komplikationslos verlief. Im Anschluss an eine kÃ¶rperliche Untersuchung am 10.
Februar 2015 hielt der Arzt fÃ¼r Psychiatrie C. in seinem sozialmedizinischen
Gutachten fÃ¼r den MDK in Hessen fest, dass der KlÃ¤ger weiterhin
arbeitsunfÃ¤hig sei. Im Vordergrund der StÃ¶rmuster stehe nunmehr die
hirnorganische WesensverÃ¤nderung im Sinne einer organischen
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung.

Am 27. April 2016 stellte der KlÃ¤ger Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung,
den er mit FunktionsstÃ¶rungen wegen Hirnblutung und einem postthrombotischen
Syndrom links begrÃ¼ndete. Zur StÃ¼tze seines Rentenbegehrens legte er
auÃ�erdem noch diverse medizinische/Ã¤rztliche Unterlagen vor.

Daraufhin wurde der KlÃ¤ger auf Veranlassung der Beklagten Ã¼ber die Ã�rztliche
Untersuchungsstelle der Deutschen Rentenversicherung (DRV) Hessen von dem
Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie D. am 27. Juni 2016 ambulant untersucht, der
in seinem Gutachten vom 30. Juli 2016 ausgehend von den Diagnosen

Subarachnoidalblutung 1/14
Hemisymptomatik links
Hirnorganisches Psychosyndrom im Sinne einer HirnleistungsschwÃ¤cheÂ 

zu der EinschÃ¤tzung gelangte, dass sich der neurologische Befund in den
vergangenen zwei Jahren eindrucksvoll gebessert habe. Dennoch sei der KlÃ¤ger
noch nicht wieder in der Lage, einer regelmÃ¤Ã�igen BerufstÃ¤tigkeit nachzugehen.
Seine LeistungsfÃ¤higkeit sei so stark beeintrÃ¤chtigt, dass drei- oder
mehrstÃ¼ndige TÃ¤tigkeiten noch nicht erreichbar seien. Eine weitere Besserung
erscheine mÃ¶glich, weshalb der Gesundheitszustand nach einem Jahr
Ã¼berprÃ¼ft werden sollte.

Nachdem ihr sozialmedizinischer Dienst am 22. August 2016 zu der EinschÃ¤tzung
gelangt war, dass der KlÃ¤ger ab Januar 2014 auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
auch leichte kÃ¶rperliche Arbeiten nur noch unter drei Stunden arbeitstÃ¤glich bis
zum 31. Juli 2017 verrichten kÃ¶nne, deutete die Beklagte den Reha-Antrag des
KlÃ¤gers vom 13. Mai 2014 in einen Rentenantrag um und gewÃ¤hrte ihm mit
Bescheid vom 25. Oktober 2016 fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2014 bis 31. Juli 2017
Rente wegen voller Erwerbsminderung.
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Zur BegrÃ¼ndung seines am 29. Mai 2017 gestellten Antrags auf
WeitergewÃ¤hrung seiner Rente legte der KlÃ¤ger abermals diverse medizinische
Unterlagen vor, darunter die Berichte der HSK Wiesbaden vom 21. MÃ¤rz 2017 und
28. April 2017. Diese Unterlagen lieÃ� die Beklagte durch ihren sozialmedizinischen
Dienst auswerten, der am 9. Juni 2017 zu der EinschÃ¤tzung gelangte, dass der
KlÃ¤ger ab dem Ende der Zeitrente wieder in der Lage sei, auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt leichte kÃ¶rperliche Arbeiten sechs Stunden und mehr zu verrichten.

Daraufhin lehnte die Beklagte den WeitergewÃ¤hrungsantrag des KlÃ¤gers mit
Bescheid vom 23. Juni 2017 ab.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch, zu dessen BegrÃ¼ndung er ein
Ã¤rztliches Attest seines Hausarztes MuDr. E. â�� Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin
â�� vom 23. Juli 2017 vorlegte.

Durch Widerspruchsbescheid vom 19. Oktober 2017 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck.

Am 25. Oktober 2017 erhob der KlÃ¤ger vor dem Sozialgericht Augsburg Klage (Az.:
S 2 R 1151/17), das sich mit Beschluss vom 16. November 2017 fÃ¼r Ã¶rtlich
unzustÃ¤ndig erklÃ¤rte und den Rechtsstreit an das Sozialgericht Wiesbaden
verwies.

Zur KlagebegrÃ¼ndung trug der KlÃ¤ger vor, dass die weiterhin bestehenden
Folgen der Hemiparese zu einer erheblich eingeschrÃ¤nkten allgemeinen
Belastbarkeit fÃ¼hrten. Hinzu kÃ¤men die schmerzhaft eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit im Bereich der linken Schulter mit FeinmotorikstÃ¶rung links und eine
anhaltende kognitive StÃ¶rung. KÃ¶rperliche Arbeiten, die im Umfang von
wenigstens sechs Arbeitsstunden tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig zu verrichten seien, seien
ihm auch Ã¼ber den 31. Juli 2017 hinaus nicht mÃ¶glich. Er sei weiterhin voll
erwerbsgemindert. SÃ¤mtliche Versuche, ins Erwerbsleben zurÃ¼ckzukehren, seien
gescheitert. Zur StÃ¼tze seines Rentenbegehrens reichte der KlÃ¤ger noch weitere
medizinische/Ã¤rztliche Unterlagen zur Akte.Â 

Zur weiteren AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts zog das Sozialgericht
zunÃ¤chst Befundberichte des Allgemeinmediziners MuDr. E. vom 19. Februar 2018
nebst Ã¤rztlichen Unterlagen, des Dr. med. F. â�� Leitender Oberarzt der Klinik
fÃ¼r Neurochirurgie der HSK Wiesbaden â�� vom 26. November 2018 und des
Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. med. H. vom 4. Februar 2019 bei.

Sodann erhob das Sozialgericht von Amts wegen Beweis durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. med. G. â�� Facharzt fÃ¼r Neurologie â��
vom 20. Oktober 2019, der im Anschluss an eine ambulante Untersuchung des
KlÃ¤gers am 29. August 2019 ausgehend von den Krankheiten/Behinderungen auf
neurologischem Fachgebiet

Z.n. Subarachnoidalblutung Hunt & Hess Grad III bei rupturiertem A. communicans
anterior-Aneurysma mit Z.n. Coil-Okklusion am 14.01.2014
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Z.n. Re-Coil-Embolisation des A. communicans anterior-Aneurysmas bei Coil-
Kompaktierung 11/2014
Z.n. mikrochirurgischem Aneurysma-Clipping am 15.03.2017 bei Nachweis eines De
novo-Aneurysmas der A. cerebri media links

zu der EinschÃ¤tzung gelangte, dass der KlÃ¤ger kÃ¶rperlich leichten bis
mittelschweren Anforderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit
EinschrÃ¤nkungen (schnelle ErschÃ¶pfbarkeit bei hohen Temperaturen, keine
Arbeiten in gebÃ¼ckter, vornÃ¼bergebeugter KÃ¶rperhaltung, ohne schnelle
Lagewechsel, ohne Heben und Tragen von schweren Lasten ) noch in einem
zeitlichen Umfang von mindestens sechs Stunden gewachsen sei.
ZeitfaktoreinschrÃ¤nkend kÃ¶nnte jedoch der auffÃ¤llige psychopathologische
Befund sein. BezÃ¼glich der WegefÃ¤higkeit und Arbeitspausen ergÃ¤ben sich
keine besonderen EinschrÃ¤nkungen. Die Frage nach der Umstellungs- und
AnpassungsfÃ¤higkeit kÃ¶nne aus neurologischer Sicht nicht klar beantwortet
werden. HierfÃ¼r wÃ¤re unter anderem eine neuropsychologische Testung im
Rahmen eines psychiatrischen Gutachtens erforderlich, dessen Einholung daher
empfohlen werde. Das so festgestellte LeistungsvermÃ¶gen bestehe aller
Wahrscheinlichkeit nach seit dem 1. August 2017.Â 

Durch Urteil vom 25. Mai 2020 wies das Sozialgericht die Klage ab. Der KlÃ¤ger sei
weder teilweise noch voll erwerbsgemindert, weil seine LeistungsfÃ¤higkeit nicht in
dem fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung erforderlichen Umfang herabgesunken sei. Die
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei zwar durch seine GesundheitseinschrÃ¤nkungen
beeintrÃ¤chtigt. Trotz dieser BeeintrÃ¤chtigungen sei er jedoch noch in der Lage,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Hinsichtlich der Folgen der
Subarachnoidalblutung sehe es die Kammer aufgrund des
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Dr. med. G. und des positiven
Untersuchungsbefunds der HSK Wiesbaden vom 28. April 2017 als erwiesen an,
dass diese den KlÃ¤ger nicht so stark in seiner LeistungsfÃ¤higkeit einschrÃ¤nkten,
dass seine quantitative ErwerbsfÃ¤higkeit relevant herabgesetzt sei. Auch ohne
Einholung eines psychiatrischen SachverstÃ¤ndigengutachtens habe das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers abschlieÃ�end bewertet werden kÃ¶nnen. Ein
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit
komme mit Blick auf das Geburtsdatum des KlÃ¤gers offenkundig nicht in Betracht.

Gegen das ihm am 28. Mai 2020 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 3. Juni 2020
Berufung beim Hessischen Landessozialgericht eingelegt.

Er rÃ¼gt, dass das Sozialgericht entgegen der Empfehlung des SachverstÃ¤ndigen
Dr. med. G. keine psychiatrische Begutachtung veranlasst habe.Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden vom 25. Mai 2020 und den Bescheid vom
23. Juni 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Ã¼ber den 31. Juli 2017 hinaus
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Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt die erstinstanzliche Entscheidung. Die Einholung eines
psychiatrischen SachverstÃ¤ndigengutachtens habe sich dem Sozialgericht nicht
aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen.Â 

Der Senat hat von Amts wegen Beweis erhoben durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. med. J. â�� Neurologe und Psychiater,
Psychotherapie â�� vom 29. September 2020, der im Anschluss an eine ambulante
Untersuchung am 21. September 2020 unter Hinzuziehung einer Dolmetscherin
fÃ¼r die italienische Sprache ausgehend von den Diagnosen

Subarachnoidalblutung (SAB) nach Hunt und Hess Grad III bei ruptiertem A.
communicans anterior-Aneurysma
Aneurysma-Coiling 14.01.2014
Ventrikeldrainage frontal rechts 14.01.2014
De nova-Aneurysma A. cerebri media-Bifurkation links mikrochirurgisches
Aneurysma-Clipping links subaorbitaler Zugang (15.03.2017)
Residualsymptomatik nach SAB
Blande HalbseitenstÃ¶rung links motorisch mit leichter Gangunsicherheit und
leichter kognitiver StÃ¶rung
Zustand nach tiefer Beinvenenthrombose
TagesmÃ¼digkeit, Verdacht Schlafapnoesyndrom weiter abklÃ¤rungsbedÃ¼rftig
durch Schlafdiagnostik im Schlaflabor

zu der EinschÃ¤tzung gelangt ist, dass der KlÃ¤ger noch sechs Stunden und mehr
arbeitstÃ¤glich leichte Arbeiten mit EinschrÃ¤nkungen (Ã¼berwiegend sitzend,
teilweise stehend, zeitweise gehend, in Tagesschicht, geistig-psychische
Belastbarkeit leicht beeintrÃ¤chtigt, leicht eingeschrÃ¤nkte GebrauchsfÃ¤higkeit
des linken Armes und des linken Beines, ohne Ersteigen von Treppen, Leitern und
GerÃ¼sten, ohne Heben, Tragen und Bewegen von schweren Lasten,
beeintrÃ¤chtigte Gang- und Standsicherheit, ohne Zwangshaltungen, ohne hÃ¤ufig
wechselnde Arbeitszeiten) verrichten kÃ¶nne. BetriebsunÃ¼bliche
EinschrÃ¤nkungen lieÃ�en sich nicht eruieren und die WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Dieses LeistungsvermÃ¶gen gelte bereits seit dem 1.
August 2017 und kÃ¶nne nicht mehr wesentlich gebessert werden. Die
Begutachtung des KlÃ¤gers auf einem anderen medizinischen Fachgebiet werde
nicht fÃ¼r erforderlich gehalten. Die Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers sei altersentsprechend limitiert.Â 

Hierzu teilt die Beklagte mit, dass der KlÃ¤ger noch in der Lage sei, TÃ¤tigkeiten als
Warenaufmacher/Versandfertigmacher, Warensortierer, Mitarbeiter in der Poststelle
eines Betriebes oder einer BehÃ¶rde bzw. als BÃ¼ro- oder Verwaltungshilfskraft zu
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verrichten. Ã�berwachende TÃ¤tigkeiten und die QualitÃ¤tskontrolle von
ProduktionsvorgÃ¤ngen seien je nach spezifischem Anforderungsprofil unter
BerÃ¼cksichtigung des positiven wie negativen Leistungsbildes mÃ¶glich, sollten
jedoch gegebenenfalls durch eine Belastungserprobung geprÃ¼ft werden
(Stellungnahme von Prof. Dr. med. K. â�� Facharzt fÃ¼r Innere Medizin und
Arbeitsmedizin â�� vom 12. November 2020).

Sodann hat der Senat auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ein SachverstÃ¤ndigengutachten bei Dr. med. Dipl.
Psych. L. â�� Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, Psychotherapie â�� vom 14.
MÃ¤rz 2021 eingeholt, der im Anschluss an eine ambulante Untersuchung des
KlÃ¤gers, bei der dessen Ehefrau anwesend gewesen ist und auch als
Dolmetscherin fungiert hat, ausgehend von den Krankheiten bzw. Behinderungen

Folgen einer traumatischen HirnschÃ¤digung (Zustand nach SAB) mit asthenem
Syndrom und kognitiven EinschrÃ¤nkungen (eingeschrÃ¤nkte Funktion des
KurzzeitgedÃ¤chtnisses und des DurchhaltevermÃ¶gens)
gesondert behandeltes Schlafapnoesyndrom

zu der EinschÃ¤tzung gelangt ist, dass der KlÃ¤ger nur noch unter drei Stunden
arbeitstÃ¤glich erwerbsfÃ¤hig sei und keine wirtschaftlichen TÃ¤tigkeiten mehr
erbringen kÃ¶nne. Sogenannte funktionelle bzw. intentionale
LeistungseinschrÃ¤nkungen seien nicht erkennbar. Eine uneingeschrÃ¤nkte
WegefÃ¤higkeit sei nicht gegeben (eingeschrÃ¤nkte Gehstrecke, eingeschrÃ¤nkte
Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel, eingeschrÃ¤nkte Fahrtauglichkeit) und eine
maÃ�gebliche Besserung erscheine nach dem bisherigen Verlauf in absehbarer Zeit
nicht mÃ¶glich bzw. sei unwahrscheinlich. Dieses LeistungsvermÃ¶gen gelte bereits
seit dem 1. August 2017. Die Begutachtung des KlÃ¤gers auf einem anderen
medizinischen Fachgebiet sei nicht erforderlich. Zweifel an der FÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers, sich an die Erfordernisse im Erwerbsleben anzupassen bzw. sich
umzustellen, hÃ¤tten sich im Rahmen der Begutachtung nicht ergeben.
MaÃ�geblich fÃ¼r die abweichende Leistungsbeurteilung seien die letztlich
fehlenden und fÃ¼r das LeistungsvermÃ¶gen relevanten Verbesserungen, die in
den Vorgutachten noch fÃ¼r mÃ¶glich erachtet worden seien.Â 

WÃ¤hrend sich der KlÃ¤ger durch diese AusfÃ¼hrungen in seinem Rentenbegehren
bestÃ¤tigt sieht, ist die Beklagte dem entgegengetreten mit dem Hinweis darauf,
dass der SachverstÃ¤ndige Dr. med. Dipl. Psych. L. bewusst auf die Einschaltung
eines professionellen Dolmetschers verzichtet habe, was vorliegend jedoch
essentiell gewesen wÃ¤re. Es sei ein entscheidendes Manko seines Gutachtens,
dass die Ehefrau des KlÃ¤gers als Dolmetscherin fungiert habe, sie wÃ¤hrend der
gesamten Untersuchung zugegen gewesen sei und auch selbst wesentliche
Informationen mitgeteilt habe. Abgesehen davon sei auch keine
Beschwerdevalidierung erfolgt. Sprachfreie Aggravations- und Simulationstests
seien nicht angewandt worden. Objektiv organneurologisch bestehe nur eine sehr
geringe Restsymptomatik nach einer SAB (Stellungnahme von Dr. med. M. â��
Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, Sozialmedizin â�� vom 10. Mai 2021).
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Auf richterliche Nachfrage, ob die EinwÃ¤nde der Beklagten dem
SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl. Psych. L. im Rahmen von Â§ 109 SGG zur
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vorgelegt werden sollen, hat der KlÃ¤ger
geantwortet, dass dessen Gutachten vom 14. MÃ¤rz 2021 eindeutig sei. Es stehe
mit hinreichender Gewissheit fest, dass ihm Ã¼ber den 31. Juli 2017 hinaus Rente
wegen voller Erwerbsminderung, zumindest auf Zeit, zu bewilligen sei. Es solle
Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung bestimmt werden.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten sowie zur ErgÃ¤nzung des Sach-
und Streitstandes im Ã�brigen wird Bezug genommen auf die gewechselten
SchriftsÃ¤tze sowie auf den Inhalt der den KlÃ¤ger betreffenden Rentenakte der
Beklagten, der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die statthafte Berufung (Â§ 143, Â§ 144 Abs. 1 SGG) des KlÃ¤gers ist auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht eingelegt worden (Â§ 151
Abs. 1 SGG). Sie bleibt aber in der Sache ohne Erfolg.Â 

Das Urteil des Sozialgerichts Wiesbaden vom 25. Mai 2020 ist nicht zu beanstanden.
Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen, weil dem KlÃ¤ger Ã¼ber den
31. Juli 2017 hinaus kein Anspruch auf Rente wegen voller bzw. teilweiser
Erwerbsminderung zusteht. Der dies ablehnende Bescheid der Beklagten vom 23.
Juni 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017 (Â§ 95 SGG
) ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert den KlÃ¤ger nicht im Sinne von Â§ 54 Abs. 2 SGG
.Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 bzw. Abs. 2 Satz 1 Sozialgesetzbuch, Sechstes Buch
(SGB VI) haben Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf
Rente wegen Erwerbsminderung, wenn sie

1.Â Â  Â teilweise bzw. voll erwerbsgemindert sind,
2.Â Â  Â in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und
3.Â Â  Â vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Teilweise erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI Versicherte,
die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã�
Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI demgegenÃ¼ber Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein. Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 SGB VI
auch

1.Â Â  Â Versicherte nach Â§ 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI, die wegen Art oder Schwere der
Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein kÃ¶nnen, und
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2.Â Â  Â Versicherte, die bereits vor ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit voll
erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht erfolgreichen Eingliederung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt.

Erwerbsgemindert ist der Vorschrift des Â§ 43 Abs. 3 SGB VI zufolge nicht, wer unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r die Zeit ab 1. August 2017 keinen Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung, weil er weder teilweise noch voll erwerbsgemindert im Sinne
dieser gesetzlichen Bestimmungen ist. Er kann jedenfalls ab diesem Zeitpunkt
wieder unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes noch
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich einer geregelten ErwerbstÃ¤tigkeit nachgehen.

Die FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, durch erlaubte ErwerbstÃ¤tigkeit ein Arbeitsentgelt in
nicht ganz unerheblichem Umfang zu erzielen (ErwerbsfÃ¤higkeit), ist zwar
gesundheitsbedingt beeintrÃ¤chtigt. Zur Ã�berzeugung des Senats steht aber fest,
dass der KlÃ¤ger zumindest noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten mit
EinschrÃ¤nkungen (Ã¼berwiegend sitzend, teilweise stehend, zeitweise gehend, in
Tagesschicht, geistig-psychische Belastbarkeit leicht beeintrÃ¤chtigt, leicht
eingeschrÃ¤nkte GebrauchsfÃ¤higkeit des linken Armes und des linken Beines,
ohne Ersteigen von Treppen, Leitern und GerÃ¼sten, ohne Heben, Tragen und
Bewegen von schweren Lasten, beeintrÃ¤chtigte Gang- und Standsicherheit, ohne
Zwangshaltungen, ohne hÃ¤ufig wechselnde Arbeitszeiten) fÃ¼r die Dauer von
arbeitstÃ¤glich sechs Stunden und mehr verrichten kann. Diese Beurteilung des
LeistungsvermÃ¶gens ergibt sich unter BerÃ¼cksichtigung aller EinzelumstÃ¤nde
des hiesigen Falles aus einer Gesamtschau der Ã¼ber den Gesundheitszustand des
KlÃ¤gers vorliegenden Ã¤rztlichen Stellungnahmen und medizinischen Gutachten.

Das LeistungsvermÃ¶gen des heute 58-jÃ¤hrigen KlÃ¤gers ist nach dem Ergebnis
der erst- und zweitinstanzlichen Beweisaufnahme insbesondere durch die nicht
gÃ¤nzlich ausgeheilten Folgen der am 14. Januar 2014 erlittenen
Subarachnoidalblutung (SAB) nach Hunt und Hess Grad III bei ruptiertem A.
communicans anterior-Aneurysma nebst anschlieÃ�end durchgefÃ¼hrter
Operationen, einem Zustand nach tiefer Beinvenenthrombose und einer
TagesmÃ¼digkeit beeintrÃ¤chtigt. Der KlÃ¤ger leidet auch weiterhin an einer
blanden HalbseitenstÃ¶rung links motorisch mit leichter Gangunsicherheit und
leichter kognitiver StÃ¶rung. Diese GesundheitsstÃ¶rungen sind allerdings auch in
ihrer Gesamtheit nicht derart gravierend, dass hiermit ein auch in zeitlicher Hinsicht
gemindertes oder gar aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen objektiv begrÃ¼ndbar
ist. Das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ist nur qualitativ eingeschrÃ¤nkt.

AnlÃ¤sslich seiner klinisch-neurologischen Untersuchung am 29. August 2019
konnte der erstinstanzlich beauftragte SachverstÃ¤ndige Dr. med. G.
zusammenfassend keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine relevante Behinderung des
KlÃ¤gers feststellen. Der KlÃ¤ger prÃ¤sentierte seinerzeit eine linkskorporale
Minderinnervation, deren Genese am ehesten funktionell zu werten ist, weil vor
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allem keine Pronation bei gleichzeitigem Absinken im Arm-Vorhalte-Versuch
nachzuweisen war. Zudem zeigte sich in der KraftgradprÃ¼fung eine teils deutlich
fluktuierende KraftgradausprÃ¤gung, weshalb der SachverstÃ¤ndige Dr. med. G. die
vom KlÃ¤ger demonstrierte Kraftgradminderung der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte nicht als
manifeste oder latente linksseitige Hemiparese deutete. In der GangprÃ¼fung war
der SeiltÃ¤nzergang aufgrund der Fallneigung deutlich eingeschrÃ¤nkt und im
Romberg-Stehversuch bot der KlÃ¤ger eine ungerichtete Fallneigung bei
geschlossenen Augen, ohne dass jedoch Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorliegen einer
posturalen InstabilitÃ¤t ersichtlich waren. Mit Ausnahme einer lokal begrenzten
HypÃ¤sthesie im Narbenbereich supraorbital ergaben sich keine Hinweise auf eine
OberflÃ¤chen- oder TiefensensibilitÃ¤tsstÃ¶rung. Auch ansonsten zeigten sich keine
weiteren neurologischen AuffÃ¤lligkeiten.Â 

In Anbetracht dessen ist es somit durchaus nachvollziehbar, dass dem
SachverstÃ¤ndigen Dr. med. G. zufolge den Leiden des KlÃ¤gers auf
neurologischem Fachgebiet kein relevanter objektivierbarer erwerbsmindernder
Dauereinfluss zukommt. Die angegebenen subjektiv erwerbsmindernden
kÃ¶rperlichen FunktionsausfÃ¤lle (EinschrÃ¤nkungen beim Arbeiten in gebÃ¼ckter,
vornÃ¼ber gebeugter KÃ¶rperhaltung, EinschrÃ¤nkungen aufgrund von
Gleichgewichtsproblematik oder die UnfÃ¤higkeit, schwere Lasten zu tragen)
lieÃ�en sich in der neurologischen Untersuchung nicht eindeutig feststellen, ebenso
wie die prÃ¤sentierten kÃ¶rperlichen FunktionsausfÃ¤lle (insbesondere die
linkskorporale HalbseitenschwÃ¤che) in den wiederholten PrÃ¼fungen in nicht
konstanter AusprÃ¤gung nachvollziehbar waren. Daher ist es nur konsequent, wenn
der SachverstÃ¤ndige Dr. med. G. die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers mit einem
zeitlichen Umfang von mindestens sechs Stunden arbeitstÃ¤glich einschÃ¤tzt, weil
dessen neurologischen Erkrankungen letztlich kein erwerbsmindernder
Dauereinfluss zukommt. Seiner Ansicht nach ergeben sich die krankheitsbedingten
EinschrÃ¤nkungen stattdessen insbesondere im Hinblick auf die geistige/psychische
Belastbarkeit des KlÃ¤gers.Â 

Diesen Ansatz hat der Senat aufgegriffen, indem er im Berufungsverfahren sodann
von Dr. med. J. das neurologisch-psychiatrische SachverstÃ¤ndigengutachten vom
29. September 2020 hat erstellen lassen. GegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen Dr.
med. J. hat der KlÃ¤ger anlÃ¤sslich seiner Untersuchung am 21. September 2020
Ã¼ber eine vermehrte ErschÃ¶pfbarkeit und ErmÃ¼dbarkeit, RÃ¼ckenschmerzen,
eine weiterhin bestehende FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte,
eine Kraftminderung links im Vergleich zu rechts sowie Ã¼ber KrÃ¤mpfe im Bereich
der linken Wade geklagt. Ferner hat sich der KlÃ¤ger beeintrÃ¤chtigt gesehen durch
ein schlechtes KurzzeitgedÃ¤chtnis und eine ambivalente SchlafqualitÃ¤t, die dazu
fÃ¼hren wÃ¼rde, dass er morgens nicht immer erholt aufwache. Andererseits hat
der KlÃ¤ger aber auch zu berichten gewusst, dass seine Stimmung und
GemÃ¼tsverfassung ausgeglichen seien und er sich selber als optimistischer
Mensch ohne spezielle Ã�ngste sehe.Â 

Diese SelbsteinschÃ¤tzung des KlÃ¤gers hat sich im psychopathologischen Befund
eindrucksvoll bestÃ¤tigt. Der KlÃ¤ger hat sich gut auf die Untersuchungssituation
einlassen kÃ¶nnen, sÃ¤mtliche Fragen des SachverstÃ¤ndigen prompt aufgefasst,

                            10 / 18



 

sie rasch, spontan und zÃ¼gig beantwortet und hat auÃ�erdem eine lebhafte Gestik
und Mimik gezeigt. Die nonverbale Kommunikation ist ebenso wenig beeintrÃ¤chtigt
gewesen wie sich â�� in italienischer Sprache â�� Kommunikationsprobleme
aufgetan haben. Eine Diskrepanz zwischen verbaler und nonverbaler
Kommunikation hat der SachverstÃ¤ndige Dr. med. J. nicht feststellen kÃ¶nnen. Der
KlÃ¤ger hat gut mitgearbeitet, kein aggravierendes oder theatralisches Verhalten
gezeigt, hat lebhaft und freundlich kommuniziert, hierbei gelegentlich auch
gescherzt, ist guter Stimmung gewesen und hat in Ausstrahlung und PrÃ¤sentation
derart authentisch gewirkt, dass sich keine Hinweise fÃ¼r Aggravation, Simulation
oder fÃ¼r eine Begehrenshaltung ergeben haben. Seine Orientierung ist intakt und
seine Bewusstseinslage klar, wach und attent bei altersgemÃ¤Ã� mnestisch-
kognitiven Leistungen und adÃ¤quaten intellektuellen Funktionen ohne Abbau oder
Demenz. Unter formalen Gesichtspunkten ist das DenkvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
logisch aufgebaut, in sich zusammenhÃ¤ngend und nachvollziehbar, ohne
GedankenabreiÃ�en, ohne Neigung zum Haften und ohne Perseverationstendenz
bei konstantem Denktempo. Inhaltlich weist sein Denken keine Anhaltspunkte fÃ¼r
Ã¼berwertige Ideen, Zwangs- oder Wahngedanken auf, ebenso wenig wie sich
Hinweise fÃ¼r eine psychotische ErlebnisqualitÃ¤t ergeben. Der KlÃ¤ger leidet auch
nicht an produktiven WahrnehmungsstÃ¶rungen (Halluzinationen, Ich-StÃ¶rungen,
Fremdbeeinflussungserlebnisse). Im affektiven Bereich hat sich eine euthyme
Stimmungslage, eine gute SchwingungsfÃ¤higkeit und eine physiologische
Modulation gezeigt. In der Untersuchungssituation ist dabei nicht nur ein guter
Rapport herstellbar gewesen, sondern hat auch eine durchgÃ¤ngige Verschiebung
der Affektlage in eine deprimierende oder Ã¤ngstliche Grundstimmung nicht
festgestellt werden kÃ¶nnen, ohne Reizbarkeit und ohne StÃ¶rung der sozialen
Interaktionen. Auch eine Antriebshemmung, Â steigerung oder -reduktion ist nicht
zu Tage getreten. Elan und Dynamik sind im Falle des KlÃ¤gers nicht
beeintrÃ¤chtigt, der im Ã�brigen auch keine psychopathologischen WesenszÃ¼ge
gezeigt hat.Â 

In jeder Hinsicht schlÃ¼ssig interpretiert der SachverstÃ¤ndige Dr. med. J. die
leichten kognitiven EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers daher am ehesten im
Zusammenhang mit der am 14. Januar 2014 erlittenen Subarachnoidalblutung und
einem daraus resultierenden leichten hirnorganischen Psychosyndrom.
DarÃ¼berhinausgehend liegen jedoch keine neurologisch-psychiatrischen
StÃ¶rungen vor. Das gilt vor allem fÃ¼r die vom KlÃ¤ger berichtete
TagesmÃ¼digkeit, die differenzialdiagnostisch als Ausdruck eines â�� seinerzeit
noch abzuklÃ¤renden, aber auf jeden Fall gut behandelbaren â�� Schlaf-Apnoe-
Syndroms anzusehen war. Auch der Umstand, dass sich der KlÃ¤ger ausschlieÃ�lich
in hausÃ¤rztlicher Behandlung befindet und er sich nur alle ein bis zwei Jahre einer
neurochirurgischen Kontrolluntersuchung unterzieht, spricht nicht unbedingt fÃ¼r
einen groÃ�en Leidensdruck, insbesondere nicht das neurologisch-psychiatrische
Fachgebiet betreffend. Der KlÃ¤ger ist bis September 2020 nie neurologisch-
psychiatrisch oder psychotherapeutisch behandelt worden.Â 

Ausgehend hiervon ist es ohne Weiteres einleuchtend, dass der KlÃ¤ger aus
neurologisch-psychiatrischer Sicht nicht (mehr) gravierend erkrankt und daher sein
LeistungsvermÃ¶gen nur qualitativ, nicht jedoch auch quantitativ eingeschrÃ¤nkt
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ist. Es versteht sich von selbst, dass er krankheitsbedingt nur noch leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten, Ã¼berwiegend sitzend, teilweise stehend und zeitweise
gehend in Tagesschicht verrichten kann. Wegen der leichten kognitiven StÃ¶rung
infolge eines hirnorganischen Psychosyndroms (HOPS) ist seine geistig-psychische
Belastbarkeit lediglich leicht beeintrÃ¤chtigt, ebenso wie die GebrauchsfÃ¤higkeit
des linken Armes und des linken Beines leicht eingeschrÃ¤nkt ist. Das
Treppensteigen, das Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten, das Heben, Tragen und
Bewegen von schweren Lasten sowie TÃ¤tigkeiten in Zwangshaltungen sind dem
KlÃ¤ger damit nicht mehr mÃ¶glich. Auch die Gang- und Standsicherheit des
KlÃ¤gers ist beeintrÃ¤chtigt, der zudem hÃ¤ufig wechselnde Arbeitszeiten nicht
wird tolerieren kÃ¶nnen. Weitergehend ist das LeistungsvermÃ¶gen indessen nicht
eingeschrÃ¤nkt. Mit dem vorstehend beschriebenen positiven wie negativen
Leistungsbild ist der KlÃ¤ger daher sechs Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich
erwerbsfÃ¤hig.

Das auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG bei Dr. med. Dipl. Psych. L.
eingeholte SachverstÃ¤ndigengutachten vom 14. MÃ¤rz 2021 ist dagegen nicht
geeignet, ein rentenrelevant eingeschrÃ¤nktes LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
plausibel aufzuzeigen. Zu Recht hat die Beklagte darauf hingewiesen, dass jenes
Gutachten mÃ¤ngelbehaftet ist. Es kann daher nicht zur Ã�berzeugungsbildung
beitragen.

Die Begutachtung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl. Psych. L. leidet an
einem schwerwiegenden Mangel, weil die Ehefrau des KlÃ¤gers wÃ¤hrend der
gesamten Untersuchung anwesend gewesen ist, sie hierbei die italienisch
getÃ¤tigten Aussagen des KlÃ¤gers mitgeteilt und Ã¼bersetzt hat, wenn er mit
deutschsprachigen Formulierungen immer wieder Schwierigkeiten hatte, und sie
darÃ¼ber hinaus auch anamnestisch wichtige Informationen berichtet oder
ergÃ¤nzt hat. Die so gewonnenen Erkenntnisse und die darauf beruhende
EinschÃ¤tzung eines auch in zeitlicher Hinsicht eingeschrÃ¤nkten
LeistungsvermÃ¶gens von unter drei Stunden arbeitstÃ¤glich ist unbrauchbar.Â 

Nach Auffassung des Senats sind FamilienangehÃ¶rige als inoffizielle
â��Dolmetscherâ�� grundsÃ¤tzlich ungeeignet. Das beruht vor allem darauf, dass
FamilienangehÃ¶rige in keiner Weise die GewÃ¤hr fÃ¼r eine neutrale, vollstÃ¤ndige
und wahrheitsgemÃ¤Ã�e Ã�bersetzung der Ã�uÃ�erungen des zu Begutachtenden
bieten, wie dies bei einem vereidigten Dolmetscher der Fall ist (vgl. Toparkus,
Typische Fehler in der Begutachtung â�� aus sozialrichterlicher Sicht, MEDSach
2012, S. 230 ). Es besteht die naheliegende Gefahr, dass der dolmetschende
FamilienangehÃ¶rige versuchen wird, durch eine selektive oder verfÃ¤lschte
Ã�bersetzung der Angaben des Probanden Einfluss auf das Gutachten zu nehmen
(vgl. Mushoff in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1. Aufl. 2017, Stand: 22. Juni 2021,
Â§ 103 Rdnr. 121 m.w.N.). Auf anwesende FamilienangehÃ¶rige als
â��Dolmetscherâ�� zurÃ¼ckzugreifen kÃ¶nnte allenfalls dann als unproblematisch
angesehen werden, wenn es hierbei um den bloÃ�en Austausch solcher
Informationen geht, bei denen ihrer Natur nach eine VerfÃ¤lschung von vornherein
ausscheidet. DemgegenÃ¼ber ist insbesondere bei psychiatrischen Gutachten die
Heranziehung eines vereidigten Dolmetschers unabdingbar, wenn nur so eine
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hinreichende VerstÃ¤ndigung mÃ¶glich ist (vgl. Roller, Die rechtliche Bewertung
medizinischer Gutachten im Sozialrecht, WzS 2013, S. 332 ; siehe hierzu auch: BSG,
Urteil vom 17. Juli 1996, 5 RJ 70/95 â�� juris Rdnr. 14; Hausotter, Begutachtung bei
Migrationshintergrund: Besondere Aspekte der Begutachtung von Personen mit
Migrationshintergrund, MEDSach 2010, S. 110 ).Â 

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen kann vorliegend zumindest nicht mit
hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass das nervenÃ¤rztliche
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. med. Dipl. Psych. L. gÃ¤nzlich unbeeinflusst
von der Ehefrau des KlÃ¤gers erstellt worden ist. Es lÃ¤sst sich nicht feststellen,
dass die Ehefrau die von ihr Ã¼bersetzten Angaben des KlÃ¤gers ohne jede eigene
Wertung wiedergegeben hat und dass die Untersuchung ohne jede Wechselwirkung
zwischen ihr und dem KlÃ¤ger â�� beispielsweise nicht Ã¼bersetzte Dialoge,
Hinweise an den KlÃ¤ger, verkÃ¼rzte bzw. ergÃ¤nzte Wiedergabe seiner Angaben
â�� durchgefÃ¼hrt worden ist. Ihre DolmetschertÃ¤tigkeit war vor allem nicht nur
auf solche Informationen beschrÃ¤nkt, die keinen VerfÃ¤lschungen unterliegen,
sondern hat sich auf sÃ¤mtliche Angaben bezogen, die der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der
neurologisch-psychiatrischen Exploration nicht in deutscher Sprache zu formulieren
vermochte. Selbst wenn der KlÃ¤ger auch eigene ErklÃ¤rungen in deutscher
Sprache gemacht haben sollte, ist jedenfalls eine neutrale und wahrheitsgemÃ¤Ã�e
Ã�bertragung seiner in italienischer Sprache getÃ¤tigten Aussagen nicht
gewÃ¤hrleistet gewesen. Das fÃ¼hrt dazu, dass nicht nur einzelne Passagen des
nervenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens unbrauchbar sind, sondern das
Gutachten in GÃ¤nze unverwertbar ist. Das gilt umso mehr, als es der
SachverstÃ¤ndige Dr. med. Dipl. Psych. L. unterlassen hat, die vom KlÃ¤ger in
deutscher Sprache gemachten Ã�uÃ�erungen zu kennzeichnen. Stattdessen
vermittelt sein Gutachten eher den Eindruck, dass sÃ¤mtliche Angaben von der
dolmetschenden Ehefrau des KlÃ¤gers herrÃ¼hren. Eine eindeutige Abgrenzung
von anamnestischen und fremdanamnestischen Angaben ist somit nicht
mÃ¶glich.Â 

UnabhÃ¤ngig von der Heranziehung der Ehefrau als Dolmetscherin erachtet der
Senat die Untersuchung des KlÃ¤gers in ihrer Gegenwart aber auch deshalb als
problematisch, weil in Betracht zu ziehen ist, dass die Anwesenheit einer dritten
Person â�� gerade bei der psychiatrischen Begutachtung â�� grundsÃ¤tzlich
ungÃ¼nstig fÃ¼r ein objektives, unbeeinflusstes Begutachtungsergebnis ist.
Abgesehen davon, dass durch die Anwesenheit Dritter das erforderliche
MindestmaÃ� an Vertrauen und die notwendige Beziehung zum Gutachter
empfindlich gestÃ¶rt werden kann (vgl. Hausotter in: Bieresborn, EinfÃ¼hrung in
die medizinische SachverstÃ¤ndigentÃ¤tigkeit vor Sozialgerichten, 2015, S. 375), ist
es bei der psychiatrischen Begutachtung von besonderer Bedeutung, dass sich der
SachverstÃ¤ndige einen unmittelbaren und ungestÃ¶rten Eindruck macht. Zugleich
ist bei Anwesenheit zumindest naher AngehÃ¶riger zu befÃ¼rchten, dass sich die
zu begutachtende Person im Rahmen der Befragung gezwungen sieht, gegenÃ¼ber
dem SachverstÃ¤ndigen unwahre Angaben zu machen, um das VerhÃ¤ltnis zum
anwesenden AngehÃ¶rigen nicht zu belasten (vgl. Hausotter, â��BeistÃ¤nde bei
Begutachtungenâ�� â�� aus Sicht des medizinischen SachverstÃ¤ndigen, MEDSach
2007, S. 27 ff.). Vor allem die psychiatrische Anamnese betrifft nÃ¤mlich
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hauptsÃ¤chlich auch das persÃ¶nliche Umfeld des zu Begutachtenden, weshalb es
fÃ¼r die Erstellung wesentlicher Teile des psychiatrischen Gutachtens wie
Anamnese, der psychopathologischen Exploration oder bei der DurchfÃ¼hrung
testpsychologischer Verfahren erforderlich sein kann, dass der SachverstÃ¤ndige
allein mit dem Probanden das GesprÃ¤ch fÃ¼hrt und die Untersuchung
durchfÃ¼hrt (vgl. Bayerisches LSG, Beschluss vom 20. November 2013, L 2 SF
155/12 B = BeckRS 2013, 74966), um den Sachverhalt ausreichend und vor allem
auch unverfÃ¤lscht aufklÃ¤ren zu kÃ¶nnen.Â 

Diesen Anforderungen entspricht das vom SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl. Psych.
L. erstellte nervenÃ¤rztliche Gutachten nicht, was zu dessen Unverwertbarkeit
fÃ¼hrt. Zwar ist fraglich, ob ein psychiatrisches Gutachten grundsÃ¤tzlich nicht
verwertbar ist, wenn bei der Exploration und Anamneseerhebung Dritte anwesend
und beteiligt waren (so aber LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 22.
September 2016, L 7 R 2329/15 â�� juris ). Denn die Annahme einer generellen
Unverwertbarkeit ist jedenfalls dann nicht geboten, sofern trotz Exploration in
Anwesenheit eines AngehÃ¶rigen keine Anhaltspunkte ersichtlich sind, dass das
Untersuchungsergebnis verfÃ¤lscht wurde, sich mithin die â�� vorstehend bereits
beschriebene â�� latente Gefahr, die von der Anwesenheit eines Dritten bei der
Begutachtung ausgeht, gerade nicht verwirklicht hat. Es gibt dann keinen Grund,
das Gutachten als unverwertbar abzulehnen, weil andernfalls der Grundsatz
missachtet wÃ¼rde, wonach die fachliche DurchfÃ¼hrung einer Untersuchung
allein Sache des SachverstÃ¤ndigen ist, der hinsichtlich der
Informationsbeschaffung und der Methodenwahl weitgehend freie Hand hat (vgl.
Keller, jurisPR-SozR 24/2016 Anm. 6).

Vorliegend gibt es jedoch gewichtige Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Anwesenheit
der Ehefrau des KlÃ¤gers wÃ¤hrend der Begutachtung das Ergebnis der vom
SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl. Psych. L. durchgefÃ¼hrten Untersuchung â��
sogar erheblich â�� verfÃ¤lscht hat. Wie bereits ausgefÃ¼hrt, ist schon nicht
ersichtlich geworden, welche Angaben originÃ¤r vom KlÃ¤ger herrÃ¼hren und
welche seiner Angaben durch seine Ehefrau bewertet oder ergÃ¤nzt worden sind.
Das fÃ¤llt insbesondere deshalb ins Gewicht, weil sich die im
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. med. Dipl. Psych. L. beschriebene, gravierend
eingeschrÃ¤nkte LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers letztlich in keinem der
Vorgutachten wiederfindet und sich vor allem auch nicht aus dem sonstigen
medizinischen Berichtswesen â�� namentlich aus den hausÃ¤rztlichen Unterlagen
â�� ableiten lÃ¤sst. Seine Vorgehensweise kann der SachverstÃ¤ndige Dr. med.
Dipl. Psych. L. dabei auch nicht damit verteidigen, dass â�� abweichend vom
Ã¼blichen Schema â�� die Ehefrau des KlÃ¤gers insbesondere bei der Befragung
bewusst immer wieder mit in das UntersuchungsgesprÃ¤ch und auch in die anderen
Untersuchungen mit einbezogen wurde, wodurch oftmals situativ bzw. assoziativ
kurz nachgefragt und dabei auch besonders das Ausdrucksverhalten des KlÃ¤gers
und seine thematisch bezogene Variation bei den Aussagen der Ehefrau mitbeurteilt
werden konnte, um auf diesem Wege die AuthentizitÃ¤t der inhaltsbezogenen
Reaktionen Ã¼berprÃ¼fen zu kÃ¶nnen. Es mag zwar durchaus sein, dass dieses
â�� vom SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl. Psych. L. selbst so betitelte â��
â��assoziativ gelenkte interaktive Interview des Probanden unter Einbeziehung
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seiner Bezugspersonâ�� bei GruppenverhÃ¶ren im polizeilichen Bereich oder auch
in der systemischen Familientherapie durchgefÃ¼hrt wird und die Gewinnung von
relevanten und reliablen nonverbal vermittelten Informationen ermÃ¶glicht.
Abgesehen davon, dass der SachverstÃ¤ndige Dr. med. Dipl. Psych. L. nicht
dargelegt hat, welche zusÃ¤tzlichen Informationen er durch seine Art der Befragung
im Vergleich zu den Vorgutachtern hat gewinnen kÃ¶nnen â�� seine abweichende
Leistungsbeurteilung hat er hauptsÃ¤chlich mit den letztlich fehlenden und fÃ¼r
das LeistungsvermÃ¶gen relevanten Verbesserungen begrÃ¼ndet -, bleibt
jedenfalls festzuhalten, dass eine psychiatrische Begutachtung eines
Rentenbewerbers nicht ohne Weiteres mit einem polizeilichen GruppenverhÃ¶r zur
AufklÃ¤rung einer Straftat oder mit der LÃ¶sung interfamiliÃ¤rer Probleme im
Rahmen einer Familientherapie gleichgesetzt werden darf. Die psychiatrische
Rentenbegutachtung zielt darauf ab, die LeistungsfÃ¤higkeit des Probanden
festzustellen. Hierbei kann zwar auch seine Beziehung zu oder sein Verhalten
gegenÃ¼ber Dritten eine Rolle spielen, was aber regelmÃ¤Ã�ig nur einen Teilaspekt
der Begutachtung darstellen wird, dem im Ã�brigen durch eine gesonderte
Befragung von FamilienangehÃ¶rigen (Fremdanamnese) Rechnung getragen
werden kann. Ã�ber eine solche Fremdanamnese ist vorliegend die Mitwirkung der
Ehefrau des KlÃ¤gers bei dessen Untersuchung allerdings weit hinausgegangen.
Hinzu kommt, dass der SachverstÃ¤ndige Dr. med. Dipl. Psych. L. nicht dargelegt
hat, dass seine Untersuchung in Gegenwart der Ehefrau des KlÃ¤gers zu einem
unverfÃ¤lschten Ergebnis gefÃ¼hrt hat. Derartige Ã�berlegungen hat er erkennbar
nicht angestellt.Â 

In Anbetracht dieser ErwÃ¤gungen ergeben sich fÃ¼r den Senat durchgreifende
Zweifel an der Richtigkeit der vom SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl. Psych. L. zum
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers abgegebenen Beurteilung. Vor diesem
Hintergrund erÃ¼brigen sich weitere ErÃ¶rterungen zur Nachvollziehbarkeit und
SchlÃ¼ssigkeit seines Gutachtens vom 14. MÃ¤rz 2021.

DemgegenÃ¼ber Ã¼berzeugt das SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. med. J. in
jeder Hinsicht. Seine Ã�uÃ�erungen sind in sich schlÃ¼ssig, plausibel und
widerspruchsfrei. Die von ihm abgegebene LeistungseinschÃ¤tzung ist nach
eingehender Befunderhebung mit nachvollziehbarer und fÃ¼r den Senat
einleuchtender BegrÃ¼ndung aus den gestellten Diagnosen abgeleitet. Sein
SachverstÃ¤ndigengutachten steht Ã¼berdies auch im Einklang mit dem Ã¼brigen
medizinischen Berichtswesen. Das gilt namentlich fÃ¼r das im
Widerspruchsverfahren zur Akte gereichte Attest des Allgemeinmediziners MuDr. E.
vom 23. Juli 2017, dem sich ebenso wenig Hinweise auf ein erheblich
eingeschrÃ¤nktes LeistungsvermÃ¶gen entnehmen lassen wie seinem vom
Sozialgericht beigezogenen Befundbericht vom 19. Februar 2018, dem
beigefÃ¼gten Arztbrief des Facharztes fÃ¼r Neurochirurgie Dr. med. N. vom 28.
April 2017, dem Arztbrief des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. med.
H. vom 17. August 2018 und dessen Befundbericht vom 4. Februar 2019. Ebenso
wenig ist schlieÃ�lich erkennbar geworden, dass das Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Dr. med. J. schwere MÃ¤ngel aufweist, von unzulÃ¤ssigen
Voraussetzungen ausgeht oder Zweifel an seiner Sachkunde oder Sachdienlichkeit
erweckt.Â 
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Weitergehende EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit als vorstehend
beschrieben sind auch sonst nicht ersichtlich. Zur Ã�berzeugung des Senats steht
deshalb fest, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zwar eingeschrÃ¤nkt ist,
aber eben nicht in rentenberechtigendem AusmaÃ�. Anhaltspunkte fÃ¼r das
Vorliegen weiterer, bislang unberÃ¼cksichtigt gebliebener
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen mit schwerwiegendem erwerbsminderndem
Dauereinfluss sind vom KlÃ¤ger nicht aufgezeigt worden und ergeben sich auch im
Ã�brigen nicht. Der Senat hÃ¤lt deshalb das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers mit
den von medizinischer Seite insgesamt getroffenen Feststellungen fÃ¼r
ausreichend aufgeklÃ¤rt und weitere Begutachtungen von Amts wegen fÃ¼r nicht
mehr geboten. Das gilt umso mehr, als auch der SachverstÃ¤ndige Dr. med. J. eine
Begutachtung des KlÃ¤gers auf einem anderen medizinischen Fachgebiet nicht
fÃ¼r notwendig erachtet hat.Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung seines nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme noch
vorhandenen LeistungsvermÃ¶gens ist der KlÃ¤ger nicht erwerbsgemindert im
Sinne der gesetzlichen Bestimmungen. Denn er kann trotz seiner in qualitativer
Hinsicht geminderten ErwerbsfÃ¤higkeit noch einer ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit nachgehen und hierdurch mehr als nur geringfÃ¼gige
EinkÃ¼nfte erzielen. Der KlÃ¤ger kann noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
unter den in Betrieben Ã¼blichen Arbeitsbedingungen erwerbstÃ¤tig sein und muss
sich zur Verwertung seines RestleistungsvermÃ¶gens auf sÃ¤mtliche â�� ihm in
gesundheitlicher Hinsicht objektiv zumutbaren â�� TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes der Bundesrepublik Deutschland verweisen lassen. Auf die
Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit kommt es daher vorliegend nicht
an, sodass nicht zu prÃ¼fen war, ob der KlÃ¤ger die von der Beklagten benannten
TÃ¤tigkeiten als Warenaufmacher/Versandfertigmacher, Warensortierer, Mitarbeiter
in der Poststelle eines Betriebes oder einer BehÃ¶rde bzw. als BÃ¼ro- oder
Verwaltungshilfskraft tatsÃ¤chlich noch in der Lage ist zu verrichten oder seine
Eignung fÃ¼r bestimmte andere VerweisungstÃ¤tigkeiten zunÃ¤chst anhand einer
Belastungserprobung getestet werden muss. Denn nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts ist die Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit bei
Verweisung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt grundsÃ¤tzlich nicht geboten (vgl.
BSG, Urteil vom 24. Februar 1999, B 5 RJ 30/98 R = SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 12). Das
beruht auf der ErwÃ¤gung, dass es auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine Vielzahl
von ungelernten TÃ¤tigkeiten gibt, die nur mit leichten kÃ¶rperlichen
Anforderungen verbunden sind. Dies ist offenkundig und muss grundsÃ¤tzlich nicht
in jedem Einzelfall erneut belegt werden. Es kann vielmehr davon ausgegangen
werden, dass es in der Regel auch fÃ¼r Versicherte, deren LeistungsfÃ¤higkeit
beeintrÃ¤chtigt ist, noch EinsatzmÃ¶glichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
in nennenswertem Umfang gibt (vgl. BSG, GroÃ�er Senat, Beschluss vom 19.
Dezember 1996, GS 2/95 = BSGE 80, 241 = SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8). Hiervon
abzurÃ¼cken besteht weiterhin kein Anlass (vgl. hierzu: BSG, Urteil vom 11.
Dezember 2019, B 13 R 7/18 R = BeckRS 2019, 38398).

Bei dem KlÃ¤ger liegen nachweislich auch keine besonderen UmstÃ¤nde vor,
welche die AusÃ¼bung einer leichten ErwerbstÃ¤tigkeit in ungewÃ¶hnlicher Weise
erschweren. Im Rahmen der â�� bezÃ¼glich des hier streitigen Anspruchs auf
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Rente wegen Erwerbsminderung allein maÃ�geblichen â�� Frage nach dem
Bestehen realer ErwerbsmÃ¶glichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsfeld bedarf es
zwar einer besonders eingehenden PrÃ¼fung, wenn eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine spezifische
Leistungsbehinderung festgestellt ist (vgl. BSG, Urteil vom 1. MÃ¤rz 1984, 4 RJ
43/83 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 117 mit Hinweis auf BSG, Urteil vom 30. November
1982, 4 RJ 1/82 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 104) oder wenn der Rentenbewerber
wegen eines besonders gearteten Berufslebens deutlich aus dem Kreis
vergleichbarer Versicherter herausfÃ¤llt (vgl. BSG, Urteil vom 18. Februar 1981, 1 RJ
124/79 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 75; BSG, Urteil vom 27. April 1982, 1 RJ 132/80 = 
SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 90). Derartige Besonderheiten lassen sich vorliegend aber
nicht bejahen. Das gilt namentlich fÃ¼r die Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit
als schwere spezifische LeistungsstÃ¶rung. Zwar hat der SachverstÃ¤ndige Dr.
med. J. ausgefÃ¼hrt, dass die Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
altersentsprechend limitiert ist und er eines lÃ¤ngeren Prozesses mit einer
verlÃ¤ngerten Einarbeitungszeit bedarf, um sich auf eine neue TÃ¤tigkeit mit
leichten kÃ¶rperlichen Anforderungen und damit zwangslÃ¤ufig einhergehenden
intellektuellen Anforderungen anzupassen. Als problematisch erachtet es der
SachverstÃ¤ndige Dr. med. J. vor allem, dass der KlÃ¤ger schon einmal berentet
war und es dann erfahrungsgemÃ¤Ã� schwierig ist, sich wieder auf eine andere
Situation umzustellen. Gleichwohl rechtfertigt es diese so beschriebene
EinschrÃ¤nkung nicht, von einer rentenbegrÃ¼ndenden schweren spezifischen
LeistungsstÃ¶rung auszugehen. Entscheidend hierbei ist, dass die Umstellungs- und
AnpassungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers offenkundig weder krankheits- noch
behinderungsbedingt im Sinne von Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 bzw. Abs. 2 Satz 2 SGB VI
eingeschrÃ¤nkt, sondern auf sein fortgeschrittenes Alter zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist und
auÃ�erdem von seinem â�� durchaus verstÃ¤ndlichen â�� Wunsch nach einer
fortbestehenden Versorgung getragen wird. Eine rentenbegrÃ¼ndende
LeistungseinschrÃ¤nkung ist damit nicht nachgewiesen.

Ob die betreffenden ArbeitsplÃ¤tze frei sind oder besetzt, ist fÃ¼r die Entscheidung
des vorliegenden Falles unerheblich, denn die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten,
der wie der KlÃ¤ger noch vollschichtig einsatzfÃ¤hig ist, hÃ¤ngt nicht davon ab, ob
das Vorhandensein von fÃ¼r ihn offenen ArbeitsplÃ¤tzen fÃ¼r die in Betracht
kommenden ErwerbstÃ¤tigkeiten konkret festgestellt werden kann oder nicht. Der
im Sinne der sog. konkreten Betrachtungsweise auf die tatsÃ¤chliche
Verwertbarkeit der ResterwerbsfÃ¤higkeit abstellende Beschluss des GroÃ�en
Senats des Bundessozialgerichts vom 10. Dezember 1976 (GS 2/75, GS 3/75, GS
4/75, GS 3/76 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 13) kann bei noch vollschichtig
einsatzfÃ¤higen Versicherten grundsÃ¤tzlich nicht herangezogen werden.
Ausnahmen sind allenfalls dann in Betracht zu ziehen, wenn ein Versicherter nach
seinem Gesundheitszustand vor allem nicht mehr dazu in der Lage ist, die an sich
zumutbaren Arbeiten unter den in der Regel in Betrieben Ã¼blichen Bedingungen
zu verrichten, oder wenn er auÃ�erstande ist, ArbeitsplÃ¤tze dieser Art von seiner
Wohnung aus aufzusuchen (vgl. BSG, Urteil vom 27. Februar 1980, 1 RJ 32/79 â��
juris Rdnr. 23). Ein solcher Ausnahmefall ist vorliegend nicht gegeben. Der
SachverstÃ¤ndige Dr. med. J. hat unmissverstÃ¤ndlich ausgefÃ¼hrt, dass der
KlÃ¤ger leichte TÃ¤tigkeiten ohne betriebsunÃ¼bliche EinschrÃ¤nkungen verrichten
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kann und auch seine WegefÃ¤higkeit im rentenversicherungsrechtlichen Sinne nicht
eingeschrÃ¤nkt ist. Das sah auch der erstinstanzlich gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr.
med. G. so. Die gegenteilige Auffassung des SachverstÃ¤ndigen Dr. med. Dipl.
Psych. L. vermag schon wegen der vorstehend aufgezeigten MÃ¤ngel seiner
Begutachtung nicht zu Ã¼berzeugen.

Dass in der Person des KlÃ¤gers einer der weiteren, von der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung anerkannten SeltenheitsfÃ¤lle (vgl. hierzu: BSG, Urteil vom 25. Juni
1986, 4a RJ 55/84 â�� juris Rdnr. 16 m.w.N.) gegeben sein kÃ¶nnte, ist im Ã�brigen
nicht ersichtlich geworden. Wenn also der KlÃ¤ger gleichwohl keinen Arbeitsplatz
findet, den er nach seinem LeistungsvermÃ¶gen noch ausfÃ¼llen kann, so ergibt
sich daraus allenfalls ein Anspruch auf Leistungen der ArbeitsfÃ¶rderung bzw. der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, nicht aber ein Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit gegen die Beklagte als TrÃ¤gerin der gesetzlichen
Rentenversicherung.

In Anbetracht der vorstehenden ErwÃ¤gungen ist der KlÃ¤ger Ã¼ber den 31. Juli
2017 hinaus nicht erwerbsgemindert im Sinne von Â§ 43 SGB VI.

Der KlÃ¤ger hat im Ã�brigen auch keinen Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit. Einen solchen Rentenanspruch haben
nÃ¤mlich bei ErfÃ¼llung weiterer Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 240 Abs. 1 Nr. 1
SGB VI nur diejenigen Versicherten, die vor dem 2. Januar 1961 geboren sind. Der
1962 geborene KlÃ¤ger gehÃ¶rt damit ganz offenkundig nicht zu dem
Personenkreis, der aus dieser Vorschrift einen Rentenanspruch herleiten kann.Â 

Nach alledem musste die Berufung des KlÃ¤gers ohne Erfolg bleiben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 07.01.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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